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Über 50 Wölfe wurden im ver-
gangenen Winter während der
Wolfsjagd geschossen. Möglich
war dies, weil Bundesrat Rösti
die Regeln für den Abschuss
kurzfristig änderte.Als Rösti im
Herbst 2023 seine Pläne vor-
stellte, war die Entrüstung
gross. DerAbschuss ganzer Ru-
del war im Schnellzugstempo
durch die Verwaltung geboxt
worden, eine Vernehmlassung
fand vorerst nicht statt. Am
Ende stoppte das Bundesver-
waltungsgericht die Jagd auf
mehrere Rudel.

Nun zeigt sich,wie umstritten
die Revision verwaltungsintern
war. Dokumente, die diese Zei-
tung gestützt auf das Öffentlich-
keitsprinzip erhielt, zeigen,
wie die Beamten im Bundesamt
für Justiz (BJ) auf die Pläne von
Bundesrat Rösti und dessen
Generalsekretär Yves Bichsel
reagierten.

Das Überleben
der Population ist gefährdet
Im April vor einem Jahr befrag-
ten Röstis Leute die anderen De-
partemente zu den Plänen. In
einer ersten Einschätzung hatte
die zuständige Juristin im BJ
mehrere Punkte zu kritisieren.
So bemängelte sie, dass die Ber-
ner Konvention, die rechtlich
über derVerordnung steht, nicht
erwähnt wurde. Auch mit dem
Jagdgesetz stünden die Pläne in
Konflikt, hielt das BJ fest: Denn
dort sei festgehalten, dass «bei
einer geschützten Art wie dem
Wolf grösste Zurückhaltung
geübt werden muss».

Ganz und gar inkompatibel
mit demGesetz sei derVorschlag,
ganze Rudel zumAbschuss frei-
zugeben: «Derzeit erlaubt es das

Gesetz nicht, die Präventions-
massnahmen gegen denWolf auf
einen blossen Schaden auszu-
dehnen», heisst es in der Stel-
lungnahme des BJ. Auch die
in der Verordnung festgelegte
Mindestzahl von schweizweit
zwölf Rudeln seiwillkürlich und
nirgends begründet. «Das Über-
leben der Population muss im-
mergewährleistet sein – inÜber-
einstimmung zu internationalen
Verpflichtungen und dem Jagd-
gesetz», hielt das BJ fest.

In seiner Antwort erinnerte
das BJ daran, dass die vomBund
eingesetzten Experten der Koor-
dinationsstelle für Raubtieröko-
logie (Kora) mit einer deutlich
höheren Rudelzahl rechneten –
und diese Zahl im Entwurf nun
«stark abweicht».

Der Bundesrat habe darüber
hinaus bereits in einer Stellung-
nahme im Parlament festgehal-
ten, dass die Zahl von 20 Rudeln

für die Schweiz angemessen
wäre. Die Zahl soll sicherstellen,
dass die Population überlebens-
fähig bleibt. Im September, kurz
bevor die Wolfsjagd begann,
wurden die Bundesämter noch-
mals eingeladen, ihre Kommen-
tare abzugeben.

Beim BJ war man erstaunt,
dass nur wenige der eigenen
Änderungsvorschläge berück-
sichtigt worden waren. Die zu-
ständige BJ-Juristin blieb hart-
näckig und verlangte eine Aus-
sprachemit demBundesamt für
Umwelt: «Nach meinen vier E-
Mails und Anrufen bot mir die
Projektmanagerin einenTermin
an, ummir ihren Standpunkt zu
erläutern», schrieb sie ihrem
Vorgesetzten.

Das Gespräch fand noch am
selbenTag statt, doch die Juristin
war weiterhin unzufrieden mit
dem Resultat, nur einzelne Pas-
sagen seien angepasst worden,

schreibt sie in einer weiteren
Mail an ihren Chef: «Das Gene-
ralsekretariat will die Berner
Konvention nicht erwähnen»,
schreibt sie. Laut der Projektver-
antwortlichen beim Bafu wisse
man dort, dass die geplanten
Massnahmen mit dem Ziel
der Konvention wahrscheinlich
grenzwertig seien. Und: «Sie
wollen jeden möglichen Spiel-
raum nutzen, aber nicht behaup-
ten, dass die Massnahmen mit
ihr vereinbar sind.»

«Anzahl Rudel
wird nicht geändert»
Auch zurAnzahl Rudel sprachen
sich die BJ-Mitarbeiterin und die
Projektleiterin beim Bafu aus:
«Die Grenzzahlen für Wolfs-
rudelwerden nicht geändert und
auch nicht begründet», hält die
Mitarbeiterin fest. Sie werde
versuchen, noch einige Punkte
zu verbessern.

MitmässigemErfolg,wie sich
heute zeigt. Inzwischen wurde
dieWolfsjagd durchgeführt –mit
bekanntem Ergebnis. Ab Sep-
tember soll sie wieder aufge-
nommen werden und bis Ende
Januar dauern.

Es liege in seiner Kompetenz,
die neuen Gesetzesbestimmun-
gen zu konkretisieren, schreibt
dasUvek in einerStellungnahme.
Bei den 20 Rudeln handle es
sich bloss um eine Empfehlung
der Alpenkonvention. Ausser-
dem sei die Verordnung im
Einklang mit der Berner Kon-
vention, denn die sehe durch-
ausAusnahmenvomSchutz des
Wolfes vor, etwa im Interesse
der öffentlichen Sicherheit und
zur Verhütung von Schäden an
Nutztieren. «Ohne Eingriffe
wird der Wolfsbestand unkon-
trolliertweiterwachsen», heisst
es beim Uvek.

Juristenwarnten Bundesrat
Rösti vor Schnellschuss
Tierschutz Die Schweizer Wolfsjagd sorgte für Empörung bei Naturschützern.
Nun zeigen interne Dokumente: Auch bei Beamten sorgten die Pläne für Unverständnis.

Wochenlang haben die drei Par-
teienverhandelt, nun habenMitte,
SP und Grüne ihren Plan in einer
Ständeratskommission durchge-
drückt: einMultimilliardenpaket,
das dieAufrüstung der Schweizer
Armeemit demWiederaufbau der
Ukraine verknüpft. Es geht um
15,1Milliarden FrankenAusgaben.

DerMitte-links-Deal sieht ers-
tens den Erlass eines «Bundesge-
setzes über einen ausserordentli-
chen Beitrag für die Sicherheit
der Schweiz und den Frieden in
Europa» vor. Mit diesem Spezial-
gesetzwird ein befristeter zweck-
bestimmter Fonds geschaffen.Da-
raus sollen ab 2025 10,1Milliarden
Franken für dieArmee (zusätzlich
zu bisher geplanten Beträgen)
sowie 5 Milliarden Franken für
den Wiederaufbau der Ukraine
finanziertwerden. Zweitens sol-
len die Einlagen in diesen Fonds
beim Bund als sogenannt ausser-
ordentliche Ausgaben verbucht
werden.DieserBuchhaltungstrick
hebelt die Schuldenbremse aus.

Keller-Sutter hat Einwände
In Krisen ist eine ausserordent-
liche Verbuchung erlaubt. Das
Finanzdepartement von Karin
Keller-Sutter argumentiert jedoch,
in diesem Fall seien die gesetzli-
chen Bedingungen nicht erfüllt.

Kommissionspräsidentin An-
drea Gmür (Mitte) lässt dies nicht
gelten. «Was soll eine ausseror-
dentliche Situation sein, wenn
nicht ein Krieg in Europa?» Schon
in der Botschaft zur Einführung
der Schuldenbremse vor über
zwanzig Jahren sei ein Krieg als
Grund für ausserordentlicheAus-
gaben genannt worden. «Für die
Kommission hat die Sicherheit
des Landes und seinerMenschen
oberste Priorität», sagt Gmür. In
der Kommission haben Mitte, SP
und Grüne 8 von 13 Stimmen und
konnten so ihren Pakt durchset-
zen. Die 5 Vertreter der FDP- und
der SVP-Fraktion hielten vergeb-
lich dagegen. Mit dem Deal re-
agiert Mitte-links auf zwei Prob-
leme, die bürgerliche und linke
Parteien seitMonaten umtreiben:
— Bürgerliche Sicherheitspoliti-
ker möchten die Aufrüstung
massiv beschleunigen und dar-
um zusätzliche Gelder für Rüs-
tungskäufe freispielen.
— Linke Politikerinnen möchten
den Wiederaufbau der Ukraine
unterstützen, ohne die übrige
Entwicklungshilfe zu kürzen.
Durch die Verknüpfung der zwei
Themen erkauft sich dieMitte lin-
ke Unterstützung für Rüstungs-
käufe.Und die Linke holt den Sup-
port für die Ukraine-Hilfe. Die
Aargauer Ständerätin Marianne

Binder reichte dafür den Antrag
ein. Zusätzlich hat die Kommis-
sion beschlossen, das Armee-
budget schon bis 2030 auf ein
Prozent des Bruttoinlandproduk-
tes zu erhöhen – nichtwie geplant
erst bis 2035. Anders als beim
Spezialgesetz obsiegte hier eine
bürgerliche Mehrheit.

Potenziell mehrheitsfähig
Alle der drei amMitte-links-Deal
beteiligten Parteien hätten Kon-
zessionenmachenmüssen, sagt
die Solothurner SP-Ständerätin
Franziska Roth. Inhaltlich gebe
es einen gemeinsamen Auslöser
für die verknüpften Anliegen,
nämlich Russlands Angriff auf
die Ukraine. Darauf finde die
Kommission nun eine militäri-
sche und eine zivile Antwort.
Roth spricht von einem «Krieg-
und-Frieden-Kompromiss».

AufAblehnung stösst der Ent-
scheid hingegen bei SVPund FDP.
Er sei ebenfalls für eine raschere
Aufrüstung, betont derNidwald-
ner FDP-Ständerat Hans Wicki.
Das nötige Geldmüsseman aber
anderswo einsparen. «Wenn das
Geld in einer Krise knapp ist –
und wir sind in einer Krise –,
muss der Staat eben Prioritäten
setzen.» Die Kosten für Armee
undUkraine einfach an derSchul-
denbremse vorbeizuschleusen,
sei unzulässig, sagt Wicki.

Im Ständeratsplenum ist der
Deal potenziell mehrheitsfähig,
denn die drei Parteien haben
eine Mehrheit, nämlich 27 von
46 Stimmen. Auch im National-
rat ist eine Mehrheit möglich.

Es ist allerdings offen, ob alle
Parlamentsmitglieder von Rot-
Grün-Mitte denDeal unterstützen
werden. Der ZugerMitte-Stände-
rat Peter Hegglin etwa argumen-
tiert ähnlich wie die SVP- und
FDP-Vertreter:WermehrGeld für
die Armee wolle, müsse auch
sagen,wie er das finanziere.Wenn
man stattdessen die Schulden-
bremse übersteuere, steige die
Versuchung, dies künftig auch bei
anderen Staatsausgaben zu tun,
warnt Hegglin. «Es führt zu einer
Verluderung der Finanzpolitik.»

In den letztenMonaten haben
zahlreiche Politiker und Parteien
eigene Vorschläge zur Finanzie-
rung derArmee und derUkraine-
Hilfe vorgelegt. Dabei handelt es
sich aber erst um Ideen.

Von ganz anderer Qualität ist
jetzt der Armee-Ukraine-Pakt
von Rot-Grün-Mitte: Er ist nun
als Kommissionsmotion formell
im parlamentarischen Prozess –
und potenziell mehrheitsfähig.

Markus Häfliger

Rot-Grün undMitte
schliessen einen Pakt
15-Milliarden-Deal Ein politischer Kuhhandel
vereint Armee-Aufrüstung und
Ukraine-Wiederaufbau. Die Kosten würden
an der Schuldenbremse vorbeigeschleust.

Ein Wolf im Obergoms, Wallis: Laut Bundesrat Albert Rösti werden nur problematische Tiere geschossen – so einfach ist es aber nicht. Foto: Keystone

Alte Munition Der Bund hat die
Sondiergrabungen im ehemaligen
Munitionslager bei Mitholz im
Berner Oberland abgeschlossen.
Diese wurden ab Oktober 2022
durchgeführt. 1947 war es in
Mitholz zu grossen Explosionen
gekommen.Der Bund geht davon
aus, dass in den eingestürztenAn-
lageteilen heute noch 3500 Brut-
totonnenMunition liegen,von der
ein beträchtliches Explosionsri-
siko ausgeht. (SDA)

Mitholz-Grabungen
sind abgeschlossen

Rekord Die Schweizerische Nati-
onalbank (SNB) hat im ersten
Quartal 2024 einenRekordgewinn
von 58,8 Milliarden eingefahren.
Die Frankenschwäche in den letz-
ten Monaten ist der Hauptgrund
dafür. EineAusschüttung an Bund
undKantone ist aus heutiger Sicht
weiter sehr unsicher. Laut den
UBS-Ökonomen müsste die SNB
für eine Minimalausschüttung
einen Gewinn von mindestens
65 Milliarden erzielen. (SDA)

SNB erzielt Gewinn
von 58,8Milliarden

DNA-Proben zeigen:
Geschossene Wölfe hatten kein einziges Schaf gerissen

Bisher hielten die Kantone die
Ergebnisse zur Wolfsjagd vom
letzten Winter zurück. Graubünden
will kommenden Montag informie-
ren, das Wallis hat in diesen Tagen
eine detaillierte Liste der geschos-
senen Tiere veröffentlicht. Die
Daten zeigen: Wölfe, die besonders
viele Schafe gerissen haben, sind
nicht unter den geschossenen
Tieren. Zum Beispiel das männliche
Tier mit der Bezeichnung M271.
2022 im Augstbordrudel geboren,
richtete es im Herbst 2023 erheb-
liche Schäden an Nutztieren in der
Region an.

Laut Angaben des Kantons
wurde M271 vor ein paar Wochen
im Augstbordgebiet nachgewiesen
– und überlebte demnach die Jagd.

Anhand von DNA-Proben, die bei
toten Schafen oder Ziegen genom-
men werden, können Risse jeweils
einemWolf zugeordnet werden.

Auch die 2021 geboreneWölfin
F113, die mehrere Tiere aus
geschützten Herden riss, hat den
letzten Winter überlebt. Dafür
wurdenWölfe getötet, die den
Schäfern keine Probleme berei-
teten, wie David Gerke von der
GruppeWolf Schweiz sagt: «Allen
elf abgeschossenen Tieren
konnte kein einziger Nutztierriss
zugeordnet werden.» Letzte
Woche betonte Bundesrat Rösti
bei einem Interview mit dieser
Zeitung noch, dass bei der Jagd
«nur problematische Rudel ent-
fernt» würden. (pin)


